
wird und die Rechtslage in diesen Fällen nur deshalb 
ungeklärt bleibt, weil vom Kläger bzw. Antragsteller 
finanzielle Vorleistungen verlangt werden. Diese Hand­
habung ist besonders auch deshalb bedenklich, weil der 
das Verfahren betreibende Vorleistungspflichtige in 
den meisten Fällen der sich rechtmäßig verhaltende 
Kläger ist, für den die erzieherische Funktion des 
Kostenrechts zur Einhaltung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit gar nicht zum Zuge kommen, sondern nur die 
genannte gegenteilige Wirkung haben kann. Hinzu 
kommt, daß ihn selbst dann, wenn er den Prozeß ge­
winnt, noch die Last der Kostenbeitreibung trifft. 
Schließlich kann die Beibehaltung der Vorleistungs­
pflicht besonders hinsichtlich der gerichtlichen Aus­
lagen während der Durchführung des Verfahrens die 
Leitung des Zivilprozesses durch das Gericht beein­
trächtigen und die Erforschung der objektiven Wahr­
heit erschweren.
Die für die Beibehaltung der Vorleistungspflicht spre­
chenden vornehmlich haushaltstechnischen Gesichts­
punkte verlieren überdies an Bedeutung, wenn man die 
rückläufige Tendenz der bei Gericht anfallenden Zivil­
sachen berücksichtigt, die sich nach der generellen Bil­
dung von Schiedskommissionen verstärkt fortsetzen 
wird. Hinzu kommt, daß die rasche Zuführung der Mit­
tel an den Staatshaushalt im künftigen Zivilprozeß 
durch das konzentrierte, grundsätzlich nach Vorver­
handlung und einem weiteren Verhandlungstermin zu 
beendende Verfahren weitgehend gewährleistet sein 
wird.

Durch den Wegfall der Vorleistungspflicht und die alle 
gerichtlichen Kosten erfassende abschließende Kosten­
rechnung werden außerdem Verwaltungsarbeiten über­
flüssig werden, die bisher durch Verrechnung, Fest­
setzung der Kosten usw. notwendig waren. Ferner wird 
das Verfahren zur Erlangung der einstweiligen Kosten­
befreiung in Zivilsachen bedeutungslos.
Die Vorleistungspflicht sollte also bei der Neuregelung 
des Kostenrechts nicht beibehalten werden.

*

Diese Ausführungen konnten nur einige Grundprobleme 
der Neugestaltung des zivilprozessualen Kostenrechts 
behandeln. Nach Analysen der Praxis werden noch 
Vorstellungen zu den Fragen der Haftung für die Ge­
richtskosten gegenüber dem Staat (Kostenerst- und 
-zweitschuldner) und im Verhältnis der Parteien unter­
einander entwickelt werden müssen. Auch wird es 
nötig sein, an Hand der Gerichtspraxis die gesellschaft­
liche Wirksamkeit der neueren kostenrechtlichen Be­
stimmungen, der Kostenregelung im Eheverfahren, im 
Beschlußverfahren und hinsichtlich der Stundung und 
des Erlasses von Kosten zu erforschen, um gültige Kri­
terien für die effektivste Gestaltung des Kostenrechts 
zu gewinnen. Nicht zuletzt müssen auch die neuen 
Aspekte der Kostenpflicht im Rechtsmittelverfahren 
herausgearbeitet und die Fragen der außergerichtlichen 
Kosten, besonders der Rechtsanwaltsgebühren, aus der 
Sicht der in diesem Beitrag für die Gerichtskosten dar­
gelegten Kriterien neu durchdacht werden.
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Die Haltung der westdeutschen Justiz 
zu den sog. Schreibtischtätern

Die Justiz der Bundesrepublik hat es bisher sorgfältig 
vermieden, das Wesen der faschistischen Massenver­
brechen und deren Ursachen auch nur annähernd zu 
analysieren. Sie ignoriert beständig, daß die faschisti­
schen Verbrechen ihrem Wesen nach staatlich geplante 
und gelenkte Organisationsverbrechen waren, die durch 
den verbrecherischen Gesamtmechanismus und durch 
das Zusammenwirken einer Vielzahl von Einzelper­
sonen der faschistischen Diktatur verwirklicht wurden. 
Diese Verbrechen waren nicht auf die Verwirklichung 
eines speziellen verbrecherischen Zieles einer oder 
mehrerer Personen, sondern auf die Durchsetzung der 
innenpolitisch stockreaktionären und außenpolitisch 
durch und durch aggressiven Generallinie der im 
faschistischen Staat herrschenden imperialistischen 
Klasse gerichtet.
Die westdeutsche Justiz abstrahiert den individuellen 
Tatbeitrag des faschistischen Kriegs- und Mensch­
lichkeitsverbrechers vom Gesamtmechanismus der ver­
brecherischen Hitlerdiktatur und setzt ihn völlig for­
mal zu den für die allgemeine Kriminalität typischen 
Teilnahmeformen — Täterschaft, Anstiftung und Bei­
hilfe — in Beziehung. Unter Umgehung aller gemäß 
Art. 25 GG in der Bundesrepublik geltenden völker­
rechtlichen Normen zur Bestrafung der Nazi- und 
Kriegsverbrecher ist so die formal-juristische Basis 
dafür geschaffen, daß sogenannte Schreibtischtäter in 
der Regel außerhalb jeder strafrechtlichen Verfolgung 
bleiben1. Die Verurteilung des Adjutanten Himmlers,

SS-General Wolff, und der Prozeß gegen die Mitarbei­
ter des von Eichmann geleiteten „Judenreferats“ im 
faschistischen „Reichssicherheitshauptamt“, Krumey 
und Hunsche, stellen echte Ausnahmefälle dar.
Die westdeutsche Justiz befaßt sich — soweit über­
haupt — nur mit zweit- Und drittrangigen Naziver­
brechern, solchen, die eigenhändig unschuldige Men­
schen vergast, abgespritzt, erschlagen oder zu Tode 
gefoltert haben. Die sogenannten Schreibtischtäter aber, 
die in den zentralen faschistischen Reichsbehörden und 
Parteiämtern die „rechtlichen“ Grundlagen, Direktiven 
und Befehle für den Mord an Teilen des eigenen Vol­
kes und an fremden Völkern ausgearbeitet bzw. er­
lassen haben, sind für die Justiz der Bundesrepublik 
tabu. Der stellvertretende Chefankläger der USA im 
Nürnberger Prozeß, Dr. Robert K e m p n e r ,  schrieb 
kürzlich:

„Vor etwa 15 Jahren haben wir bei Abschluß der 
Nürnberger Prozesse die Akten von Angehörigen der 
ehemaligen Reichskanzlei, von Bormanns Partei­
kanzlei, von Alfred Rosenbergs Ostministerium 
unter anderem den deutschen Überleitungsbehör­
den weitergegeben. Gegen eine Reihe dieser Per­
sonen war in Nürnberg schon die Anklage aus­
gearbeitet, wurde aber wegen Beendigung der Nürn-

1 Vgl. dazu Streit, „Über die Verfolgung und Bestrafung der 
Kriegs- und Naziverbrecher in den beiden deutschen Staaten**; 
NJ 1964 S. 581 ff.
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